
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
 

S A T Z U N G 
 

der Gemeinde Wutach über eine Veränderungssperre für den Verfahrensbe-
reich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes 

 

„Hofwiesen Ost" 
 
 

Aufgrund der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147), sowie der §§ 4 und 24 der Gemeinde-
ordnung für das Land Baden-Württemberg in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. 
S. 582, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.12.2020 (GBl. S. 1095) 
m. W. v. 12.12.2020) hat der Gemeinderat der Gemeinde Wutach am 14.04.2022 in 
öffentlicher Sitzung die folgende Veränderungssperre als Satzung beschlossen: 

 
 

§ 1 
Zu sichernde Planung 

 

Für das im § 2 bezeichnete Gebiet hat der für die Bauleitplanung zuständige Gemein-
derat der Gemeinde Wutach in seiner Sitzung am 14.04.2022 die Aufstellung des Be-
bauungsplanes „Hofwiesen Ost" beschlossen. 
 
Die Bauleitplanung soll durch diese Veränderungssperre gesichert werden. 
 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre 

 
Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ist identisch mit dem Verfah-
rensbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes „Hofwiesen Ost". Das 
Verfahrensgebiet umfasst die Grundstücke FlSt.Nr. 258/1 und 261 der Gemarkung 
Ewattingen. Maßgeblich ist allein die textliche Festlegung des räumlichen Geltungs-
bereichs. 



 
(nicht rechtsverbindlicher Lageplan ohne Maßstab) 
 
 

§ 3 
Inhalt und Rechtswirkung der Veränderungssperre 

 
(1) Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre (§ 2) dürfen nach § 14 

Abs. 1 BauGB 

 
a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anla-

gen nicht beseitigt werden, 
 

b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstü-
cken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, 
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 
 

(2) Ausnahmen von der Veränderungssperre können nach § 14 Abs. 2 BauGB zu-
gelassen werden, wenn überwiegende öffentliche Belange dem Vorhaben nicht 
entgegenstehen. Die Entscheidung über die Ausnahme trifft die Baugenehmi-
gungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

 

(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich ge-
nehmigt worden sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des 



Bauordnungsrechtes Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem 
Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Un-
terhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung wer-
den von der Veränderungssperre nicht berührt. 

 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Die Veränderungssperre tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

§ 5 
Außerkrafttreten 

 
Die Veränderungssperre tritt nach Ablauf von zwei Jahren außer Kraft. Die Gemeinde 
kann die Frist um ein Jahr verlängern. Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer 
Kraft, sobald und soweit die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist. Auf 
die weiteren Vorschriften des § 17 BauGB wird hingewiesen. 
 
 
ausgefertigt:  
Wutach, den 19.04.2022 
 
 
 
 
gez. Christian Mauch 
Bürgermeister 
 
Hinweise: 
Die Satzung über die Veränderungssperre kann während der üblichen Dienststunden 
im Rathaus der Gemeinde Wutach, Amtshausstraße 2, 79879 Wutach, Zimmer 1, ein-
gesehen werden. Jedermann kann die Veränderungssperre einsehen und über den 
Inhalt Auskunft verlangen. Auf die Vorschriften des § 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 BauGB 
über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Ver-
mögensnachteile durch die Veränderungssperre gemäß § 18 BauGB und die Vor-
schriften des § 18 Absatz 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen. 
 
Nach § 4 Absatz 4 GemO gilt die Satzung, sofern sie unter Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften der GemO oder auf Grund der GemO ergangenen Bestimmun-
gen zu Stande gekommen ist, ein Jahr nach dieser Bekanntmachung als von Anfang 
an gültig zu Stande gekommen. 
 
Dies gilt nicht, wenn 

1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 

2. der Bürgermeister den Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit wi-
dersprochen hat oder wenn innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
die Rechtsaufsichtbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung 



von Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeinde unter Bezeich-
nung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich oder 
elektronisch geltend gemacht worden ist. 


